liachschlagewerk: ja

BGiZ: nein

BGB § 208

Das in Abschlagszahlungen des Versicherers liegende
Anerkenntnis bewirkt auch dann zu Lasten des Ver-
sicherungsnehmers die Unterbrechung der Ver jdhrung,
wenn er bei Uberschreitung der Deckungssumme per-—
sbnlich in Anspruch genommen wird.

BGi{, Urt. v. 17. Hdrz 1970 - VI ZR 148/68 - OLG Karlsruhe
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Der VI, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs
hat auf die miindliche Verhandlung vom 17. Mérz 1970
unter Mitwirkung des Senatsprédsidenten Pehle sowie
der Bundesrichter Dr. Weber, Dr. Bode,
Professor Dr. iiiBgens und der Bundesrichterin
Scheffen

flir Re c ht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil
des 5. Zivilsenats in Preiburg des Ober-
landesgerichts Karlsruhe vom 12. Juni 1968
wird zuriickgewiesen.

Die Kosten der Revision werden dem Beklagten
auferlegt.

Yon Rechts wegen

Tatbestand:

Die Kldgerin erbrachte als gustdndiger Sozial-
versicherungstrédger fiir den bei einem Verkehrsunfall
vom 6. April 1958 schwerverletzten, damals 32 Jahre
alten Kraftfahrer Heinz Dwi] seit dem 6. Oktober
1958 Sogzialversicherungsleistungen. Der Beklagte
hatte den Unfall mit seinem bei der Landwirtschaft-
lichen Haftpflicht- und Unfallversicherung in
Ka_ (LHU) haftpflichtversicherten Personenkraft-
wagen verschuldet. Mit Schreiben vom 17. April 1959
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meldete dic Klégerin ihre Ersatzanspriiche beim Be-
klagten an und bat ihn um Mitteilung, ob er der
Kldgerin gegenilber seine Haftung dem Grunde mnach an-
erkenne und sich zum Ersatz des von der Klédgerin

zu erbringenden Aufwandes bereit erklidre. Eine
Durchschrift dieses Schreibens iibersandte sie der
IHU, dic mit Schreiben vom 30. Juni 1959 den Eingang
der RegreBmeldung bestdtigte und anheimstellte,

die Aufwendungen bekanntzugeben. Der Beklagte ant-
wortete nicht, ilbersandte das Schreiben vielmehr
seiner Haftpflichtversicherung. Die LHU erstattete
der Klédgerin bis zum 31. Dezember 1964 sdmtliche
Aufwendungen. Kit Schreiben vom 23. Oktober 1965
teiltce sic der Klégerin mit, daB die Deckungssumme,
dic sich fiir Personenschédden auf 100.000 DM belaufe,
nicht ausreiche und der verbleibende Rest gemidsf

§ 155 VVG auf die weiteren Rentenempfinge aufzuteilen
sei. Dementsprechend erstattete sie ab 1. Januar 1965
nur cinen Teil der Aufwendungen.

Die Kldgerin nimmt den Beklagten auf Ersatz
ihrer nicht gedeckten Aufwendungen (Sozialversiche-
rungsrenten und AOK-Beitrdge) in Anspruch, die bis
zum 31. Dezember 1966 einen Betrag von 4.918,08 DM
ausmachen, und trigt vor, das durch die Leistungen
der LHU bewirkte und nicht auf die Haftpflichtver-
sicherungssumme begrenzte Anerkenntnis miisse der
Beklagte gegen sich gelten lassen. Die Kligerin hat
die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von
4.918,08 DM nebst 4 % Zinsen und die Feststellung
begehrt, dafl er verpflichtet sei, der Kldgerin alle



weiteren Aufwendungen zu erstatten, die sie gegeniiber
Heinz Dwii) zu erbringen habve.

Der Beklagte hat die Einrede der Verjséhrung
erhoben und seinen Antrag auf Klageabweisung damit
begriindet, die Zahlungen der LHU seien nicht auf
seine Veranlassung getdtigt worden, hdtten deshald
den Verjdhrungsablauf fiir die gegen ihn gerichteten
Anspriiche nicht unterbrochen. Die anerkennende
Wirkung der Leistungen der LHU betrdfen nur ihren
eigenen Verpflichtungsbereich.

Das Landgericht hat die Klage wegen Verjihrung
abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat der Klage
- nit Ausnahme eines geringfiigigen Betrages an zuviel
begehrten Zinsen - stattgegeben.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt der
Beklagte seinen Antrag auf Klageabweisung weiter.

Entscheidungsgriinde:

I. Die Parteien streiten nur darum, ob durch
die von der LHU erbrachten Leistungen die Verjihrung
der gegen den Beklagten gerichteten, iiber die
Deckungssumme des Haftpflichtversicherungsvertrages
hinausgehenden Schadensersatzanspriiche unterbrochen
worden ist.



Das Berufungsgericht bejaht diese Prage mit
der Begriindung, in der jahrelangen, in gewissen,
regelméfig wiederkchrenden Zeitabstdnden durchge-
fiihrten Erstattung der von der Klidgerin geleisteten
Aufwendungen sei das BewuBStsein zum Ausdruck ge-
kommen, anstelle des nach dem damals geltenden Recht
fiir den Ersatzanspruch allein in Betracht kommenden
Beklagten zum Schadensersatz verpflichtet zu sein.
Das in diesem Verhalten liegende nicht rechtsge-
schiftliche Anerkenntnis durch Abschlagszahlung
wirke Kraft der in § 10 Abs. 5 AKB begriindeten Voll-
macht gegen den Beklagten und sei auch nicht auf
die Deckungssumme beschrénkt. Eine solche Beschrén-
kung sei mit der dem Versicherer durch die gesetz-
liche Regelung im Interesse des Geschddigten iiber-
tragenen sozialen Aufgabe nicht vereinbar.

II. Die Revision macht hierzu geltend, die
Verweigerung des vom Beklagten begehrten Anerkennt-
nisses habe die Befugnisse der Haftpflichtversiche-
rung fiir die Kldgerin erkennbar auf den unmittel-
baren Bereich der Haftpflichtversicherung und damit
auf dic Grenzen des moglichen Deckungsschutzes be-
schridnkt. Das Anerkenntnis der LHU im Sinne des
§ 208 BGB habe sich nur auf den Bereich beziehen
kénnen, innerhaldb dessen der Haftpflichtversicherer
gerade wegen der sozialpolitischen Funktion iiber-
haupt wirksam habe handeln konnen und letztlich
auch nur habe handeln wollen und diirfen. lLege ein
6ffentlicher Versicherungstriger besziiglich der nach



§ 1542 RVO ilbergegangenen Anspriiche Wert auf ein An-
erkenntnis des Schiédigers, dann miisse er einem
solchen Ancrkenntnis nachgehen.

Did Revision hat keinen Erfolg.

1. Wie das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei
ausfithrt, ist in der jahrelangen Erstattung der von
der KlHgerin in gewissen Zeitabstéinden gemeldeten
Aufwendungen einc die Verjihrung unterbrechende An-
erkennung des RegreBanspruches (§ 208 BGB) zu sehen,
da hierfiir keine rechtsgeschédftliche Erkl&drung,
sondern nur ein tatsdchliches Verhalten des Schuldners
gegeniiber dem Gliubiger erforderlich ist, aus dem
gich das Bewufltsein des Verpflichteten vom Bestehen
des Anspruchs unzweideutig ergibt (RGZ 113, 234,
238; BGH Urt. v. 25. September 1964 ~ VI ZR 128/63 =
VersR 1964, 1199; Urt. v. 5. Dezember 1967
- VI ZR 99/66 = VersR 1968, 277).

Das Berufungsgericht geht auch zutreffend
davon aus, dafl die Erfiillung dieser wiederkehrenden
Leistungen - obwohl sich die Anerkennung auf einen
Teil der Schdden beschrénken kann - unter Wiirdigung
der gesamten Umstédnde als ein Anerkenntnis der
Ersatzpflicht dem Grunde nach im vollen Umfang des
Anspruchs zu werten ist (BGH Urt. v. 12. Juli 1960
-~ VI ZR 92/59 = VersR 1960, 949; Urt. v. 5. Dezember
1967 - VI ZR 99/66 = VersR 1968, 277).



2. Bei dem durch Abschlagszahlungen erfolgendcn
Anerkenntnis im Sinne des § 208 BGB geht es allerdings
nicht unmittelbar um die rechtliche Tragweite der in
§ 10 Abs. 5 AKB umrisscnen Vollmacht d&s Versicherers,
die sich nach ihrem Wortlaut auf Erkl&rungen des Ver-
gicherers bezieht. Die durch den Versicherungsvertrag
erteilte Vollmacht schafft jedoch auch im Verh#dltnis
zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Gldubiger eine
tatsdchliche Lage, die bei Rechtshandlungen zu be-~
riicksichtigen ist, durch die die Verjéhrung unterbrochen
wird. Der Beklagte muB sich so behandeln lassen, als
scicn die die Verjdhrung unterbrechenden Abschlags-
zahlungen von ihm selbst geleistet worden. Damit, dafB
er dic gesamte Schadensabwicklung dexr LHU kraft des
nit ihr abgeschlossenen Haftpflichtversicherungsver-
trages iiberlicB - unstreitig hatte er das Aufforde-
rungsschreiben der Klidgerin vom 17. April 1959 an die
LU weitergeleitet ~, handelte die LHU mit seinem
Willen, auch (neben ihrem eigenen Intercsse) in
seinem Interesse und zu seinen Gunsten. Die in § 10
Abs. 5 AKB umschriebenc Vollmacht ermiichtigte die
LHU, alle ihr zur Befriedigung oder Abwehr der An-
spriiche zweckmdfig crscheinenden Zrklirungen im
Hamen des Versicherungsnehmers abzugeben, also auch
Zahlungen in seinem Namen und fiir seine Rechnung zu
leisten.

Wie der Bundesgerichtshof (BGHZ 24, 308, 317 £f)
dargelegt hat, liegt dieser AuBenvollmacht des Ver-
sicherers im Innenverhidltnis eine durch den Ver-
sicherungsveftrag begriindete Geschdftsfiihrung eigener



Art zu Grunde, kraft deren der Versicherer berechtigt
ist, bei Eintritt des Haftpflichtfalles nach seinem
Gutdiinken, unabhédngig von den Welisungen des Versiche-
rungsnehmers, ja sogar mit eigenem Weisungsrecht
gegeniiber diesem, alle mit der Schadensfeststellung
und ~Regulicrung zusammenhingenden gerichtlichen und
aulergerichtlichen MaBnahmen und Rechtsgeschédfte fiir
den Versicherungsnehmer durchzufiihren, also auch
dessen Anspruch anzuerkennen. Lrklédrt der Versicherer,
vie hier, zwar kein rechtsgeschdftliches Anerkenntnis,
erkennt er viclmehr den Anspruch durch ein dem

§ 208 BGB geniigendes tatsdchliches Verhalten gegeniiber
dem Gldubiger an, so muB der Versicherungsnehmer
dicses Verhalten in gleicher Weise gegen sich gelten
lassen, als ob er selber sich so verhalten hdtte,
sofcrn cr die Verhandlungen ilber die Schadensregulierung
den Versichercer {iberlassen hatte. Das war hiexr der
Fall.

3. Die Revision umeint weiter, jedenfalls sei
das Anerkenntnis des Versicherers, fiir die Klédgerin
erkennbar, auf die Grenzen des mdglichen Deckungs-
schutzes beschréankt gewesen. Die Verjdhrung sei des-
halb nur bis zur Hohe der Deckungssumme unterbrochen
worden.

Bei der Haftpflichtversicherung ist die
gesamte Schadensregulierung aus wohl erwogenen Griinden
dem Versicherungsnehmer aus der Hand genommen und dem
Haftpflichtversicherer iibertragen worden. Der im
Vorspruch des Gesetzes itber die Einfiihrung der Pflicht-
versicherung fiir Kraftfahrzeughalter und zur Anderung



des Gesetzes iiber den Verkehr mit Kraftfahrzeugen
sowie des Gesetzes iiber den Versicherungsvertrag
vom 7. November 1939 (RGBlL I S. 2223) dargelcgte
Gedanke einer wirksamercn. Gestaltung des Schutzes . .
der Verkchrsopfer erfordert im Interesse und zum
Schutze des geschiédigten Dritten eine miglichst
einfache, gesicherte und vollsténdige Abwicklung
des Schadensfalles. Diese ist nur dann gewdhrleistet,
wenn der Geschiddigte sich auf ein verbindliches
Handeln des Haftpflichtversicherers beschridnken

und verlassen kann. Es wiirde diesem Gesichtspunkt
zuwiderlaufen, wenn er Ermittlungen iiber die Hohe
des Deckungsschutzes anstellen und wegen des diesen
Betrag ilibersteigenden Schadens mit dem Schédiger
persdnlich verhandeln miiSte. In nicht geringerem
Grade liegt diese Art der Schadensregulierung im
Intcressc des Versicherungsnehmers. Dieser bedient
sich der Sachkunde und Erfahrung des Versicherers,
der schon im cigenen Interesse die Verhandlung mit
dem Geschédigten in aller Regel zu den fiir den
Versicherungsnehmer und fiir den Versichbrer best-
moglichen Bedingungen fithren wird. Dem Versicherungs-
nehmer kommt damit jeder von der Versicherung fir
ihn ferwirkte Vorteil zugute. Er muB es darum auch
hinnehmen, daB8 der Versicherer im Rahmen der ihm
ibertragenen Regulierung des Schadens Handlungen
gegeniiber dem Gliubiger vornimmt, welche die Ver-
jihrung hinsichtlich des gesamten Anspruchs unter-
brechen. Das gebietet vor allem die Riicksicht auf
das Interesse des GlHubigers.
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Eine andere, nur das Innenverh#ltnis gzgwischen

dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer berithrende,
im vorliegenden Pall unerhebliche Frage ist es, ab

wann der Versicherer mit dem Versicherungsnchmer Fiihiung
nehmen nuf, bevor er Handlungen vornimmt, die dessen
Rechtsstellung nachteilig beeinflussen kdnnen (vgl.

dazu BGH Urt. v. 4. Juli 1957 - II ZR 142/56 - VersR 1957,
502; Stiefol/Wussow AKB, 7. Aufl. § 7 Anm. 48; § 10

Anm. 24; Prélss, VVG 17. Aufl. Anh. I zu §§ 149 - 158 k

§ 5 Anm. 5 S. 690).

IIXI. Die Revision war daher mit der Kostenfolge
aus § 97 ZPO zuriickzuweisen.

Pohle Dr. Weber Dr. Bode

HiiBgens Scheffen



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	M.H8/68	URTEIL	Verkündet am



